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1. Einführung 

Die Stadt Eislingen/Fils plant die Fortführung der beiden 

Baugebiete „Haarwiesen“ und „Geren“. Bereits im Zu-

sammenhang mit der Entwicklung der genannten Bauge-

biete war angedacht, die südlich anschließenden Flächen 

einer Bebauung zuzuführen.  

a. Lage und Geltungsbereich 
Das Plangebiet liegt im Südosten der Stadt auf Flur 2 Klei-

neislingen. Das Gebiet liegt derzeit im Außenbereich und 

schließt an die in den Jahren 2007 und 2012 entwickelten 

Gebiete Geren und Haarwiesen an. Das Plangebiet ver-

bindet die Fröbelstraße mit der Gerhart-Hauptmann-

Straße.  

Das Bebauungsplanverfahren „Haarwiesen/ Geren II“ 

wurde nach einer frühzeitigen Beteiligung nach §§ 3 (1) 

und 4 (1) BauGB in einen westlichen und einen östlichen 

Teil aufgeteilt. Das Bebauungsplanverfahren „Haarwiesen/ Geren II – West“ wurde nach der Beteiligung 

der Öffentlichkeit und der Behörden nach §§ 3 (2) und §§ 4 (2) BauGB erneut in die Bebauungspläne 

„Haarwiesen/ Geren II – West“ und „Haarwiesen/ Geren II – West/Kindertagesstätte“ geteilt.  

In der nachfolgenden Abbildung ist der Geltungsbereich „Haarwiesen/ Geren II – West“ nach der erneu-

ten Teilung dargestellt; die anderen Geltungsbereiche der Bebauungspläne sind ebenfalls angedeutet. 

Sie werden in separaten Bebauungsplanverfahren bearbeitet und begründet. 

 
Abb 2 Geltungsbereich „Haarwiesen/ Geren II – West“ sowie „Haarwiesen/ Geren II – West/ Kindertagesstätte“ und „Haarwie-
sen/ Geren II – Ost“ 

Abb 1 Lage des Plangebiets in der Stadt 



 

2 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfs „Haarwiesen/ Geren II – West“ wird nach Süden von 

dem bestehenden Feldweg und nach Osten in der gedachten Verlängerung des Breitinger-Wegs sowie 

dem Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfs „Haarwiesen/ Geren II – West/Kindertagesstätte“ 

begrenzt. Die Abgrenzung nach Westen und Norden erfolgt an der bestehenden Bebauung bzw. am 

bestehenden Planungsrecht. Der Geltungsbereich erfasst folgende Flurstücke: 917/3, 948/1, 948/2, 

948/3, 948/4, 949, 950/1, 951/1, 952/2, 966/10. 

b. Ziele, Zwecke und Erfordernis der Planung 
Mit dem Bebauungsplan sollen neue Wohnbauflächen entwickelt werden. Es besteht in Eislingen nach 

wie vor eine hohe Nachfrage nach Wohnraum. Sowohl in Form von Wohnbauplätzen, als auch in Form 

von Eigentums- und Mietwohnungen. Mit der Aufstellung des Bebauungsplans sollen sowohl Bauplätze 

für Einzel- und Doppelhäuser, als auch für Mehrfamilienhäuser entstehen. Durch die unterschiedlichen 

Hausformen werden die verschiedenen Wohnbedürfnisse der Bevölkerung berücksichtigt.  

In der Region Stuttgart werden insbesondere die dringend erforderlichen kleinen und kostengünstigen 

Wohnungen mit 1-2 Räumen, aber auch mit 3-4 Räumen zu wenig gebaut. Für die Herstellung dieser 

kleineren und vor allem kostengünstigen Wohnungen ist der Bau von Mehrfamilienhäusern unerlässlich. 

Da in innerstädtischen Lagen kaum Flächen verfügbar und aktivierbar sind, ist der Bau von Mehrfamili-

enhäusern in Ortsrandlagen erforderlich. 

2. Einfügen in bestehende Rechtsverhältnisse 

a. Flächennutzungsplan 

  
Abb 3 Auszug aus dem Flächennutzungsplan Geltungsbereichen „Haarwiesen/ Geren II – West“ 

Für das Plangebiet gilt die Änderung des Flächennutzungsplans des Gemeindeverwaltungsverbands Eis-

lingen – Ottenbach – Salach vom 17. Juni 2004. Der Flächennutzungsplan stellt für das Plangebiet ge-

plante Wohnbauflächen dar.  
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Die Entwicklung der Bebauungspläne „Haarwiesen/ Geren II – West“ ist somit aus dem rechtskräftigen 

Flächennutzungsplan gegeben.  

b. Bebauungsplanverfahren 
Das Bebauungsplanverfahren „Haarwiesen/ Geren II“ wurde nach der frühzeitigen Beteiligung in zwei 

Bebauungsplanverfahren „Haarwiesen/ Geren II – West“ sowie „Haarwiesen/ Geren II – Ost“ aufgeteilt 

und unabhängig voneinander fortgeführt. Der Beschluss hierfür erfolgte in der öffentlichen Sitzung des 

Gemeinderates am 5. Februar 2018.  

Grund für die Verfahrensteilung ist die Feststellung im Zuge der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-

planverfahrens „Haarwiesen/ Geren II“, dass innerhalb des Geltungsbereichs unterschiedliche Voraus-

setzungen hinsichtlich des Artenschutzes bestehen. Im westlichen Teil des Plangebietes besteht kein bis 

geringes artenschutzrechtliches Konfliktpotenzial, im östlichen Teil ein mittleres bis hohes Konfliktpo-

tenzial. Für den westlichen Teilbereich sind nach überschlägiger Betrachtung keine erheblichen Beein-

trächtigungen artenschutzrechtlich relevanter Arten zu erwarten.  

Aufgrund des dringenden Bedarfs an Wohnraum und an Kinderbetreuungsplätzen wurde das Bebau-

ungsplanverfahren geteilt. Der westliche, artenschutzrechtlich konfliktarme Teil wurde zur Verfahrens-

beschleunigung vom noch zu untersuchenden Östlichen abgetrennt. Für den westlichen baumfreien 

Teilbereich ergibt sich keine zwingende Erforderlichkeit für eine vertiefte Untersuchung im Rahmen ei-

ner speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung. Mögliche vorhabenbedingte Wirkungen (z. B. visuelle 

Störwirkungen) können durch Vermeidungsmaßnahmen (z. B. Pflanzgebote) aufgefangen werden. 

Für den östlichen Teil des Gebietes (Bebauungsplan Haarwiesen/ Geren II- Ost) ist eine Spezielle Art-

schutzrechtliche Prüfung erforderlich. Nach Feststellung der tatsächlichen Betroffenheit werden artspe-

zifische Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und funktionserhaltenden Ausgleich festgelegt und 

im Falle des Funktionsausgleichs vorgezogen umgesetzt.  

Das Bebauungsplanverfahren „Haarwiesen/ Geren II – West“ wurde aus Gründen der Rechtssicherheit 

nach der Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden erneut in zwei Bebauungsplanverfahren 

„Haarwiesen/ Geren II – West“ sowie „Haarwiesen/ Geren II – West/Kindertagesstätte“ aufgeteilt und 

unabhängig voneinander fortgeführt. Der Beschluss hierfür soll in der öffentlichen Sitzung des Gemein-

derates am 23. April 2018 erfolgen. 

Der südöstliche Teil „Haarwiesen/ Geren II –West/ Kindertagesstätte“ wird im „normalen“ Bebauungs-

planverfahren mit Umweltprüfung und -bericht sowie Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung fortgeführt.  

Der vorliegende Bebauungsplanentwurf „Haarwiesen/Geren II – West“ wird ohne den Bereich der ge-

planten Kindertagesstätte im Verfahren nach § 13b BauGB fortgeführt. Aufgrund der Änderung des Gel-

tungsbereichs sowie eines Verfahrensfehlers (zwei Tage keine Verfügbarkeit des Plans im Internet wäh-

rend der Offenlage) wird eine erneute öffentliche Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden 

und Träger öffentlicher Belange erforderlich.  

 

c. Angrenzendes Planungsrecht 
Bislang gibt es im Geltungsbereich kein über den Flächennutzungsplan hinausgehendes  Planungsrecht. 

Im Nordwesten schließt der Bebauungsplan „Haarwiesen – Teil A“ an, der am 20.12.2012 in Kraft getre-

ten ist; im Nordosten der Bebauungsplan „Geren – Teil A“ mit Inkrafttreten am 28.07.2007. Beide Be-

bauungspläne weisen ein Allgemeines Wohngebiet mit überwiegend Einfamilien- und Doppelhäusern 

aus, es gibt zudem einige Mehrfamilienhausbauplätze.  
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Abb 4 Angrenzendes Planungsrecht 

3. Bebauungsplan zur beschleunigten Einbeziehung von Außenbereichs-

flächen nach § 13b BauGB 

Es wird das Verfahren nach § 13b BauGB angewendet. Die Voraussetzungen hierfür sind erfüllt. Die Ge-

samtfläche der Bebauungspläne Haarwiesen/ Geren Teil II Ost, West und Kindertagesstätte beträgt rund 

2 ha.  

Im Einzelnen betragen die Größen der Geltungsbereiche: 

Haarwiesen/ Geren II – West ca. 7.644 m²  
Haarwiesen/ Geren II – West/Kindertagesstätte ca. 2.563 m² 
Haarwiesen/ Geren II – Ost  ca. 9.625 m² 

 

Die Grundfläche des Geltungsbereichs „Haarwiesen/ Geren II – West“ im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO 

beträgt ca. 2.668 m² (Berechnung siehe 10. Flächenbilanz).  

Damit liegt das Plangebiet auch bei Berücksichtigung differenzierter Grundflächenzahlen für Mehrfami-

lienhäusern sowie Einfamilien- und Doppelhäuser unter der im § 13b BauGB definierten Maximalgrund-

fläche von 10.000 m². Weiterhin grenzt das Gebiet an die im Zusammenhang bebauten Ortsteile an.  

Laut Gesetz ist die Anwendung von § 13b BauGB nur zulässig, wenn dadurch die Zulässigkeit von Wohn-

nutzungen auf Flächen begründet wird. Die Wohngebietskategorien Reine Wohngebiete (§ 3 BauNVO) 

und Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO) dienen gemäß Zweckbestimmung (vorwiegend) dem Woh-

nen. Eine Wohnnutzung ist damit für beide Gebietskategorien begründet. Für das Plangebiet wurde 

entsprechend der Umgebungsbebauung ein Allgemeines Wohngebiet festgesetzt und wohnfremde 

Nutzungen ausgeschlossen.  



 

5 

a. Planungsgrundsatz Innen- vor Außenentwicklung 
Entsprechend dem Planungsgrundsatz, Innen- vor Außenentwicklung (§ 1 Abs. 5 Satz 3 BauGB) sowie 

der Bodenschutzklausel (§ 1 a Abs. 2 BauGB) soll die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftli-

cher Flächen begründet werden: 

Die Stadt Eislingen/Fils bemüht sich seit Jahren, die Innenentwicklung voranzubringen. Seit 2002 besteht 

ein Bauflächenkataster mit dem Ziel, private Baulücken zu aktivieren. Das Bauflächenkataster gibt eine 

Übersicht über die im Stadtgebiet noch vorhandenen, aber bislang nicht ausgeschöpften Bebauungs-

möglichkeiten in Form von Baulücken und Entwicklungsflächen. Die Stadt vermittelt Daten von Kaufin-

teressenten an die Grundstückseigentümer. Zudem betreibt die Stadt eine kostenlose, private Bauplatz-

börse.  

Die Gründe, warum Baulücken oft viele Jahre lang existieren, können sowohl wirtschaftlicher, rechtli-

cher oder auch persönlicher Natur sein. Häufig werden Bauplätze nur innerhalb der Familie oder der 

engen Verwandtschaft weitergegeben. Die derzeit geringen Renditeaussichten auf dem Kapitalmarkt 

bewegen Eigentümer noch weniger zum Verkauf. Viele Baulücken sind so durch die mangelnde Ver-

kaufsbereitschaft der Eigentümer faktisch dem Markt entzogen. Ein Großteil der Flächen kann nur mit-

tel- bis langfristig aktiviert werden.  

Auch im angrenzenden Gebiet „Haarwiesen – Teil A“ gibt es zahlreiche Bauplätze, die bisher noch nicht 

bebaut sind. Inzwischen sind die Grundstücke veräußert und sollen zeitnah bebaut werden.  

Durch das konsequente Engagement der Stadt Eislingen/Fils im Bereich der Innenentwicklung ist der 

Bestand an Baulücken für Wohnbauflächen in den letzten 5 Jahren um ca. 25 % zurückgegangen.  

Trotz der Angebote und Bemühungen der Stadt Eislingen/Fils gestaltet sich die Aktivierung von Baulü-

cken und damit die Innenentwicklung als schwierig. Die Nachfrage nach Bauplätzen ist sehr hoch. Das 

Amt für Hochbau und Immobilien führt eine Warteliste für Wohnbauplätze. Stand 21. November 2017 

warten 66 Personen/Familien auf einen Bauplatz. Das Führen einer Warteliste für Bauplätze ist in Eislin-

gen neu; bislang gab es hierfür keinen Bedarf. 

Im zuletzt fertiggestellten Bebauungsplan „Klingengraben – Teil B (östlicher Teil)“ wird nach Inkrafttre-

ten der Umlegung und der Herstellung der Erschließung die Vermarktung der Bauplätze beginnen. Von 

insgesamt 32 Bauplätzen sind 15 städtisch, davon 4 Plätze für Mehrfamilienhäuser, 3 Einzelhäuser und 

11 Doppelhaushälften. Die verbleibenden 17 privaten Plätze teilen sich auf 9 Einzelhausplätze und 8 

Doppelhaushälften auf. Die städtischen Bauplätze werden mit einer Bebauungsverpflichtung von drei 

Jahren verkauft. Sollte nach dieser Zeit noch keine Bebauung erfolgt sein, ermöglicht die Bebauungsver-

pflichtung einen Rückkauf des Bauplatzes durch die Stadt. Somit ist eine zügige Aufsiedlung der städti-

schen Bauplätze gewährleistet.  

Anhand der Gegenüberstellung von der Anzahl derjenigen, die derzeit auf einen Bauplatz warten und 

die Anzahl der neuen Bauplätze im Klingengraben lässt sich erkennen, dass der Bedarf an Wohnbauplät-

zen nicht gedeckt werden kann. Da trotz Bemühungen der Stadt Eislingen/Fils, die Innentwicklung vo-

ranzubringen und trotz Ausweisung des neuen Gebiets im Klingengraben weiterhin eine hohe Nachfrage 

nach Bauplätzen besteht, ist die Aufstellung des Bebauungsplans „Geren/Haarwiesen II -West“ im Au-

ßenbereich gerechtfertigt. 
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4. Bestand innerhalb und außerhalb des Räumlichen Geltungsbereiches  

a. Topographie 
Das Plangebiet steigt von West zunehmend nach Ost an. Der Bereich westlich der Gerhart-Hauptmann-

Straße steigt geringer, der Bereich östlich stärker an. Zwischen dem Anschluss Fröbelstraße bis zur Ver-

längerung des Breitinger-Wegs nach Süden beträgt die Höhendifferenz rund 3,5 m auf einer Länge von 

rund 220 m. Von Nord nach Süd ist ein geringfügiges Ansteigen von 1-1,5 m vorhanden.  

b. Bestehende Nutzung und Städtebau 
Die Flächen im Plangebiet sind nicht überbaut. Es handelt sich überwiegend um Grünland und Ackerflä-

chen (nicht bewirtschaftet); der östliche Teil ist durch einen reliktischen Streuobstbestand geprägt.  

Nördlich und westlich grenzt das neue Baugebiet an bereits bestehende oder geplante Wohnbebauung 

an. Im Süden und im Süd-Osten geht das Plangebiet in die freie Landschaft über. Südlich des Plangebiets 

erstrecken sich landwirtschaftliche Flächen. Die Umgebungsbebauung ist durch eine lockere, überwie-

gend ein- bis zweigeschossige Einfamilien- und Doppelhausbebauung geprägt. An der Gerhart-Haupt-

mann-Straße befinden sich Mehrfamilienhäuser, die durch den zeitnahen Baubeginn des Solarparks er-

gänzt werden. Die Gebäude verfügen weitgehend über zwei Vollgeschosse. Die Mehrfamilienhäuser 

weisen zusätzlich ein zurückversetztes Dachgeschoss auf. Hinsichtlich der Dachformen sind sowohl be-

grünte Flach- und Pultdächer als auch Sattel- und Zeltdächer zu finden bzw. möglich.  

c. Erschließung  
Es bestehen das provisorisch ausgebaute Teilstück der östlichen Fröbelstraße sowie die zuletzt ausge-

baute Gerhart-Hauptmann-Straße. Zudem ist eine Stichstraße in Verlängerung des Max-Liebermann-

Wegs im Ansatz hergestellt.  

Weiterhin besteht ein Anschluss an den ÖPNV durch die Bushaltestelle Scheerstraße/ Dr.-Engel-Real-

schule in rund 200-400 m Entfernung zum Plangebiet. Dort verkehren die Linie 1 und 17. Die Linie 1 

bedient die Haltestelle bis 14 Uhr halbstündlich (an schulfreien Tagen nur bis 9 Uhr) und danach sowie 

am Wochenende stündlich. An Schultagen ergänzt die Linie 17 das Angebot mit acht weiteren Fahrten. 

d. Emissionen 
Im Bestand sind aufgrund der Ortsrandlage keine bedeutenden Lärmemissionen zu erwarten. Es befin-

den sich keine Gewerbebetriebe und Bahnanlagen in unmittelbarer Nähe. Lärmemissionen von der 

Ortsumgehungsstraße Bundestraße 10 sind aufgrund der großen Entfernung nicht relevant.  

Es befinden sich Hofstellen landwirtschaftlicher Betriebe im Süden (Scheerstraße 50) bzw. Südosten 

(Näherhofweg 51) in ca. 135 m bzw. ca. 180 m Entfernung vom Plangebiet. Auf diesen Hofstellen wird 

Pferde- und Rinderhaltung betrieben. Die von diesen beiden landwirtschaftlichen Hofstellen resultie-

renden Geruchsimmissionen im Plangebiet liegen nach Einschätzung des Landratsamts Göppingen un-

ter dem für Wohngebiet geltenden Wert von 10 % nach der Geruchsimmissionsrichtlinie und sind dem-

nach nicht relevant. Aufgrund der unmittelbar angrenzend gelegenen landwirtschaftlichen Flächen kann 

es jedoch während der Düngephasen zu geringfügigen Geruchsimmissionen im Plangebiet kommen. 

e. Altlasten 
Gemäß der historischen Erhebung altlastverdächtiger Flächen (Stand 6.10.2010) liegt kein Verdacht auf 

Bodenverunreinigungen vor. 
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5. Beschreibung der Planung 

a. Städtebau 
Die städtebauliche Konzeption sieht eine nach Süden hin orientierte Bebauung des Plangebiets vor. 

Analog zum Gebiet Haarwiesen sollen im westlichen Bereich des Plangebiets Einzel- und Doppelhäuser 

entstehen. Im mittleren Teil des Plangebiets, im Anschluss an den bestehenden Geschosswohnungsbau 

ist eine Mehrfamilienhausbebauung vorgesehen. 

Der östliche Teil des Plangebiets sieht nördlich eine Bauzeile mit Einzel- und Doppelhäusern vor. An die 

Bauplätze schließt südlich eine Stichstraße an. Hier grenzt der Geltungsbereich des Bebauungsplanent-

wurfs „Haarwiesen/ Geren II – West/Kindertagesstätte“ an.  

Abb 5 Städtebauliches Konzept „Haarwiesen/ Geren II – West“ PLA – Dez. 2017, unmaßstäblich 

b. Verkehr  
Das Verkehrskonzept sieht die Verbindung der Fröbel- und Gerhart-Hauptmann-Straße vor. Entlang der 

Fröbelstraße entsteht zunächst eine einseitige Bebauung. Die Fröbelstraße wird aufgrund der einseiti-

gen Erschließungsfunktion zunächst mit 7,4 m ausgebaut. Neben einem Gehweg mit 2,5 m Breite ver-

bleibt 4,9 m Fahrbahn.  

Bei Fortführung des Gebiets nach Süden, soll die Fröbelstraße entsprechend dem Bestand weiter west-

lich ausgebaut werden. Der derzeit angedachte Straßenquerschnitt von 11 m ermöglicht einen Gehweg 

von 2,5 m, eine Fahrbahn mit 6,5 m, auf der das Parken möglich ist sowie einen südlichen Gehweg von 

2,0 m. 

Die Gerhart-Hauptmann-Straße wird nach Süden hin etwas aufgeweitet, um zahlreiche Stellplätze 

(Querparker) anzubieten. Die Stellplätze sollen etwas breiter als üblich (2,65 m) hergestellt werden, um 

das Abstellen der immer breiter werdenden Fahrzeuge zu erleichtern und Falschparkern vorzubeugen. 

Der Gehweg soll im südlichen Bereich der Gerhart-Hauptmann-Straße beidseitig mit 2,5 m ausgebaut 

werden, um sichere Schul- und Kindergartenwege zu ermöglichen. Südlich der Gerhart-Hauptmann-

Straße 24 und des Breitinger-Wegs 2 soll ein Fußgängerübergang entstehen und die Fahrbahnbreite 

zwecks Geschwindigkeitsreduzierung auf 4,5 m verengt werden.  
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Es ist mittel- bis langfristig vorgesehen, die bestehenden Buslinien die neue Verbindungsstraße anfahren 

zu lassen. Entsprechend wurden die Fahrbahnbreite und die Kurvenradien gewählt. Das Ausbilden einer 

Haltestelle ist im Bereich der Einmündung zur Planstraße nach Osten angedacht.  

Diese Stichstraße ist als verkehrsberuhigter Bereich vorgesehen. Diese erschließt zunächst die neue Bau-

zeile gegenüber der Gebäude Breitinger-Weg 2, 4, 6 und stellt die Erschließung nach Osten, die im Be-

bauungsplanverfahren „Haarwiesen/ Geren II – Ost“ begründet werden soll, sicher. Die vorgesehene 

Straßenbreite mit 6,5 m ist in Verbindung mit einer Wendeanlage im Osten ausreichend für ein Müll-

fahrzeug dimensioniert.  

Um Schleichverkehre durch den Max-Liebermann-Weg und den Breitinger-Weg zu verhindern, ist der 

nach Süden ansatzweise vorhandene Stich im Bebauungsplanentwurf „Haarwiesen/ Geren II – West“ 

nur als Fuß-und Radweg vorgesehen. Das neue, südlich anschließende Quartier wird damit für den mo-

torisierten Verkehr vom Bestandsgebiet Geren abgekoppelt, aber dennoch verkehrlich angebunden.  

c. Entwässerung 
Das Gebiet wird an das vorhandene Mischsystem angeschlossen. Eine Einleitung von Regenwasser in 

ein Gewässer ist aufgrund der Gebietsgröße, der Topografie und der Entfernung zum nächsten Vorfluter 

nicht vorgesehen. Es werden keine Festsetzungen zur dezentralen Versickerung auf privaten Grundstü-

cken festgesetzt, da mit geringen Versickerungsraten aufgrund lehmiger Böden zu rechnen ist. 

6. Bestandsanalyse und Bewertung der Umweltauswirkungen 

Im Bebauungsplanverfahren nach § 13b BauGB ist entsprechend dem vereinfachten Verfahren nach 

§ 13 BauGB von einer Umweltprüfung, dem Umweltbericht und der Angabe, welche Arten umweltbe-

zogener Informationen verfügbar sind, abzusehen (§ 13b  BauGB i. V. m. § 13a (2) 1. BauGB i. V. m. § 13 

(3) 1 BauGB). Die Eingriffs/Ausgleichsregelung findet keine Anwendung (§ 13b  BauGB i. V. m. § 13a (2) 

4. BauGB). 

a. Schutzgut Boden - Bestand 
Nachfolgend werden auf Wunsch des Landratsamtes die Textpassagen zum Schutzgut Boden (Bestand 

und Prognose über die Entwicklung von Umweltzustandes)  aus der Begründung vom 28.12.2017 wieder 

aufgenommen: 

Das Planungsgebiet befindet sich im Landschaftsraum Mittleres Albvorland. Nach der geologischen 

Karte 1:25.000 wird der Untergrund vom Amaltheenton des Schwarzjura delta gebildet. Nach der Bo-

denkarte 1:50.000 für die Region Stuttgart liegen im Plangebiet als Bodenformen Parabraunerden als 

Lösslehm vor. 

Die anzutreffende Bodennutzung besteht in Acker- und Grünlandbewirtschaftung. Die Böden insbeson-

dere im Bereich der Äcker (nicht bewirtschaftet) sind durch die ackerbauliche Bewirtschaftung (Boden-

bearbeitung, Düngung, Verdichtung) mehr oder weniger stark beeinflusst. Im Bereich des Grünlandes 

ist von einer geringeren Störung der Bodenbeschaffenheit auszugehen. 

In der Bodenschätzung wurden dem benachbarten Gebiet „Haarweisen“ die Bodenwerte L II a2 64/65 

zugewiesen. Diese Einstufung kann aufgrund der morphologischen Homogenität auf das Planungsgebiet 

übertragen werden. Es handelt sich um tonig-lehmige Böden mit hoher Ertragsfähigkeit als Acker- und 

Grünland. 
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Die Bewertung der Bodenfunktion auf Basis der Bodenschätzung ist wie folgt: 

 Standort für Kulturpflanzen   hoch 

 Ausgleichskörper im Wasserkreislauf  hoch 

 Filter und Puffer für Schadstoffe  hoch 

 Gesamtbewertung    hoch 

 

Im Plangebiet besteht ein hoher Grundwasserstand. Gegebenenfalls wird beim Bauen eine Abdichtung 

gegen drückendes Wasser erforderlich. Um genauere Aussagen treffen zu können, wurde eine Unter-

grunderkundung beauftragt. Erste Ergebnisse sollen bis zur öffentlichen Auslegung/Beteiligung des Be-

bauungsplans vorliegen.  

b. Schutzgut Boden - Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes (Wirkungen 

des Vorhabens auf das Schutzgut) 
Rund 0,76 ha Boden mit hoher ökologischer Leistungsfähigkeit wird durch die geplante Wohnbebauung 

einschließlich von Verkehrsflächen, Garagen und befestigten privaten Flächen dauerhaft dem Natur-

haushalt entzogen. Die Eingriffe in die Böden werden insgesamt als hoch beurteilt. 

Durch Bodenabtrag im Bereich der überbaubaren Grundstücks- und der Verkehrsflächen gehen die na-

türlichen Bodenfunktionen auf diesen Flächen verloren. Die Versiegelung der Böden bedeutet den voll-

ständigen Verlust aller natürlichen Funktionen (Bewertungsklasse 0). 

Der Landwirtschaft gehen durch die Bebauung dauerhaft Standorte für Kulturpflanzen mit hoher Er-

tragsfähigkeit verloren. Zudem gehen die für das Plangebiet hoch eingestuften Bodenfunktionen als 

Ausgleichskörper im Wasserkreislauf und als Filter und Puffer für Schadstoffe auf den künftig versiegel-

ten Flächen verloren. 

Ein Wiedereinbau des in erheblichem Umfang abgetragenen belebten Oberbodens ist im Bereich des 

Plangebietes in den geplanten Grünflächen einschließlich der Hausgärten möglich und dient der Wie-

derherstellung der abiotischen und biotischen Bodenfunktionen. Bei der im Bebauungsplan vorgesehe-

nen Grundflächenzahl von 0,4 können wesentliche Teile des abgetragenen Oberbodens auf den Bau-

grundstücken wieder eingebaut werden. Zwecks schonendem und sparsamen Umgang mit dem Boden 

wurde eine entsprechende Festsetzung in den Bebauungsplan aufgenommen. Aus gleichem Grund wur-

den die Höhenlage der Straße und der Erdgeschossfußbodenhöhen angehoben.  

Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen ist während der Bauphase vorübergehend mit einer 

Funktionsminderung zu rechnen. Durch die Baumaßnahmen kommt es baubedingt zumindest vorüber-

gehend zu einer Funktionseinschränkung der natürlichen Bodenfunktionen. Dauerhafte wesentliche 

Funktionseinschränkungen können durch entsprechende Schutzmaßnahmen „Bodenschutz bei Bebau-

ungsplänen“ (Hrsg.: Landratsamt Göppingen) vermieden werden. 

7. Artenschutz 

Das Plangebiet des ursprünglichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans „Haarwiesen/ Geren II“, also 

West- und Ostteil, wird derzeit von Grünland mit einem reliktischen Streuobstbestand geprägt. Auf-

grund der vorhandenen Lebensräume können im Planungsraum Vorkommen von artenschutzrechtlich 
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relevanten Arten bzw. Artengruppen grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden. Insbesondere sind 

aufgrund von Höhlenbäumen und der im Kontaktbereich liegenden Streuobstgebiete Vorkommen von 

europäischen Vogelarten, Fledermäusen sowie von Totholz bewohnenden Käferarten und der Zau-

neidechse denkbar.  

Es wurde für das gesamte Bebauungsplangebiet „Haarwiesen/ Geren II“ artenschutzrechtliche Rele-

vanzprüfung durchgeführt. Diese kommt zu dem Schluss, dass hinsichtlich der artenschutzrechtlichen 

Relevanz deutliche Unterschiede innerhalb im Plangebiete vorhanden sind.  

Der westliche Teil (etwa westlich des Stichs Breitinger-Weg) weist keine Habitatpotenziale für arten-

schutzrechtlich relevante Arten auf. In diesem von westlich und nördlich angrenzender Bebauung ge-

prägten Teilbereich sind nach überschlägiger Betrachtung keine erheblichen Beeinträchtigungen arten-

schutzrechtlich relevanter Arten zu erwarten. Für den westlichen baumfreien Teilbereich ergibt sich 

demnach keine zwingende Erforderlichkeit für eine vertiefte Untersuchung im Rahmen einer speziellen 

artenschutzrechtlichen Prüfung. Mögliche vorhabenbedingte Wirkungen (z. B. visuelle Störwirkungen) 

können durch Vermeidungsmaßnahmen (z. B. Pflanzgebote) aufgefangen werden. 

Für den mit Obstbäumen geprägten östlichen Teil, welcher eine Anbindung und Vernetzung an umlie-

gende Streuobstbestände besitzt, können artenschutzrechtliche Konflikte bei den dargestellten Arten-

gruppen dagegen nicht ausgeschlossen werden. Für den östlichen Teil „Haarwiesen/ Geren II – Ost“ ist 

die konkrete Betroffenheit von streng geschützten Arten im Rahmen einer Speziellen Artenschutzrecht-

lichen Prüfung gemäß § 44 (1) und § 45 BNatSchG zu ermitteln. Hierfür sind Untersuchungen erforder-

lich, die sich bis Herbst 2018 erstrecken können. Sofern bei diesen Untersuchungen das Vorkommen 

streng geschützter Arten bestätigt wird, werden zur Umgehung der artenschutzrechtlichen Verbotstat-

bestände gem. § 44 (1) Nr. 1 – 3 BNatSchG sogenannte CEF-Maßnahmen erforderlich.  

8. Planungsrechtliche Festsetzungen 

a. Art der baulichen Nutzung und Ausnahmen 
Für das Areal wird entsprechend der Umgebung ein Allgemeines Wohngebiet festgesetzt. In Hinblick 

auf die Wohnnutzung nach § 13b BauGB werden die der Versorgung dienenden Läden, Schank- und 

Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe ausgeschlossen. Weiterhin sind Betriebe 

des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, 

Gartenbaubetriebe und Tankstellen auch ausnahmsweise nicht zulässig. 

b. Maß der baulichen Nutzung 
Das Maß der baulichen Nutzung wird im Gebiet mittels Grundflächenzahl, Anzahl der Vollgeschosse so-

wie der Höhe der baulichen Anlagen definiert. 

Die Grundflächenzahl wird im Gebiet auf 0,4 festgesetzt. 

Für Mehrfamilienhäuser ab 4 Wohneinheiten ist zwingend eine Tiefgarage zu erstellen. Erfahrungsge-

mäß ist bei einem Stellplatzschlüssel von 1,5 und der Verpflichtung alle Stellplätze mit Ausnahme von 

Behinderten Stellplätze in der Tiefgarage unterzubringen mit einer GRZ (inkl. Überschreitung von 50 % 

nach § 19 (4) Nr. 3  BauNVO) hierfür nicht ausreichend. Daher wird ausschließlich für Mehrfamilienhäu-

ser mit Tiefgarage die Überschreitung der GRZ für die in § 19 (4) BauNVO genannten Anlagen bis 0,8 

zugelassen. Ausgenommen von dieser Regelung sind Wohnräume im Untergeschoss.  

Die Zahl Vollgeschosse wird bei Einfamilien- und Doppelhäusern auf 2 Vollgeschosse, bei Mehrfamilien-

häusern auf 3 Vollgeschosse beschränkt. Um die Höhe eindeutig zu begrenzen, wird hier zwischen der 
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Wandhöhe (Entfernung von der EFH zur Oberkante der Dachhaut) bei Satteldächern und der Gebäude-

höhe bei Flach- und Pultdächern (Entfernung von der EFH zur Oberkante der Attika) unterschieden. 

Über die Abstufung der Höhenentwicklung der Gebäude soll ein harmonisches Gesamtbild des Gebietes 

entstehen. 

Die Wandhöhen bei 2 Vollgeschossen liegen mit 6,20 m über den in den Gebieten Haarwiesen und Ge-

ren festgesetzten Höhen (5,8 m/ 6 m), da es hier viele Befreiungsanträge aufgrund von Schwierigkeiten 

mit der Wandhöhe durch erhöhte energetische Anforderungen an Boden und Dach sowie einen gestie-

genen Wunsch nach mehr Raumhöhe gab.  

c. Festsetzung der Erdgeschossfußbodenhöhen  
Die Festsetzung von Erdgeschossfußbodenhöhen (EFH) dient der harmonischen Einbindung der Ge-

bäude in das bauliche und landschaftliche Umfeld. In Verbindung mit einer maximalen Wandhöhe/ Ge-

bäudehöhe kann hierdurch einheitliche Gebäudehöhen sichergestellt werden. Die Festsetzung der EFH 

erfolgt als OK-Rohbaumaß und wird in m. ü. NN festgesetzt. Eine Abweichung ist um maximal 20 cm 

Über- oder Unterschreitung von der festgesetzten Höhe zulässig. Dadurch kann eine gewisse Flexibilität 

in der Bauausführung erreicht werden. Die festgesetzten EFH orientieren sich am vorhandenen Ge-

lände, der Umgebungsbebauung und am geplanten Straßenniveau. Die EFH beziehen sich auf die un-

verbindlich festgesetzten Grundstücksaufteilungen. Sollten sich im Rahmen der Zuteilung/ Aufsiedlung 

des Gebietes andere Grundstücksgrenzen ergeben, sind die festgesetzten EFH sowie das Straßenniveau 

heranzuziehen. Gegebenenfalls können gemittelte Werte gebildet werden. Die EFH ist in diesem Fall 

mit dem Baurechtsamt des Gemeindeverwaltungsverband Eislingen-Ottenbach-Salach abzustimmen.  

d. Bauweise, Stellung der baulichen Anlagen und überbaubare Grundstücksfläche 
Es wird eine offene Bauweise festgelegt. In der offenen Bauweise sind Gebäude mit einer Gesamtlänge 

von max. 50 m zulässig. Die überbaubare Grundstücksfläche wird über die Baugrenzen definiert. Hierbei 

wurde auf eine Südausrichtung geachtet. Für die Einzel- und Doppelhausbauplätze wurde, um eine 

große Flexibilität für den Bauherren zu gewährleisten, ein Streifenbaufenster gewählt. Diese Art des 

Baufensterzuschnittes wurde im gesamten Umfeld so gewählt und hat sich bewährt. Für die Mehrfami-

lienhausgrundstücke wurden einzelne Baufenster festgesetzt, um eine nicht zu dichte Bebauung sicher-

zustellen und eine Belichtung der dahinterliegenden Grundstücke zu gewährleisten. 

e. Nebenanlagen 
Die Größe von Nebenanlagen wird außerhalb der Baufenster im Gesamten auf 18 m³ umbauten Raum 

begrenzt. Gärten sollen von einer Bebauung freigehalten und weiterhin als Grünbereich erhalten blei-

ben. Durch die Festsetzung wird die städtebauliche Struktur klarer. 

f. Beschränkung der Anzahl der Wohnungen/Nutzungseinheiten in Wohngebäuden 
Die maximale Anzahl der Wohn- bzw. Nutzungseinheiten pro Gebäude wird festgesetzt. Damit soll die 

Bebauungsdichte gelenkt werden. Die festgelegte Zahl gibt die maximale Anzahl der Wohneinheiten an.  

g. Verkehrsfläche 
Die Ausgestaltung der Verkehrsfläche ist nicht Bestandteil des Bebauungsplans und ist daher unverbind-

lich. 

h. Behandlung von Böden 
Anfallender kulturfähiger Oberboden von Baumaßnahmen ist zwecks Minimierung des Eingriffs in das 

Schutzgut Boden wieder einzubauen.  
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i. Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstige Bepflanzung 
Zur besseren Einbindung in Natur und Landschaft wird auf den Baugrundstücken ein Pflanzgebot mit 

heimischen, standortgerechten Gehölzen festgesetzt. Der Eingriff in das Schutzgut Landschaftsbild wird 

hierdurch minimiert.  

j. Bindung für die Erhaltung von Bäumen 
Der vorhandene Einzelbaum (Apfelbaum) wird durch Pflanzbindung planungsrechtlich gesichert.  

9. Örtliche Bauvorschriften 

a. Dachgestaltung 
In der Umgebungsbebauung sind sowohl Sattel- und Zeltdächer als auch Flach- und Pultdächer vorzu-

finden. In Anlehnung an die Umgebung werden bei Einfamilien- und Doppelhäusern wahlweise Sattel-, 

Pult- und Flachdächer (begrünt) zugelassen. Die Neigung der Satteldächer von 20-30° vermittelt dabei 

zwischen den Neigungen im Haarwiesen (max. 20°) und dem Geren (max. 35°).  

Für die Mehrfamilienhausstrukturen ist zwecks Höhenbegrenzung ausschließlich ein begrüntes Flach- 

oder Pultdach zulässig.  

b. Dachbegrünung 
Durch Festsetzen einer Dachbegrünung für Flach-und Pultdächer von Hauptgebäuden und Garagen wird 

der Eingriff in den Naturhaushalt verringert. Daher wird für Flachdächer eine extensive Dachbegrünung 

festgesetzt. Von einer Dachbegrünung kann (vollflächig oder teilflächig) abgesehen werden, wenn das 

Dach durch Solarthermische- oder Photovoltaikanlagen genutzt wird. Die Nutzung von nachhaltigen, 

regenerativen Energiequellen verringert durch den Schutz von Ressourcen ebenfalls den Eingriff in die 

Natur.  

c. Dacheindeckung 
Um die im Plangebiet typische rot bis rotbraune Dacheindeckung bei Satteldächern beizubehalten, wird 

die Dacheindeckung entsprechend festgesetzt. Da derzeit der Wunsch vieler Bauherren nach einer mo-

dernen, grauen Dacheindeckung besteht, wird diese ebenfalls zugelassen. Die Farbe Grau verträgt sich 

mit den roten und braunen Farbtönen und kommt in zahlreichen Bauteilen vor, sodass dieser weitere 

Farbton sich nicht negativ auf das Gesamterscheinungsbild auswirkt.  

d. Außenantennen 
Die Fassaden und Dächer sollen nicht mit einer Vielzahl von Außenantennen verunstaltet werden. Des-

halb wird deren Zahl pro Gebäude beschränkt. 

e. Niederspannungsfrei- und Telekommunikationsfreileitungen 
Niederspannungsfrei- und Telekommunikationsfreileitungen werden ausgeschlossen, da diese das Er-

scheinungsbild des öffentlichen Raums beeinflussen. In Eislingen ist es schon seit vielen Jahren Stan-

dard, sämtliche Leitungen unterirdisch verlegen zu lassen. Somit wird eine verbesserte Gestaltungsqua-

lität im Stadtraum erreicht. 

f. Einfriedigungen 
Um ein einheitliches Erscheinungsbild zum öffentlichen Raum hin zu wahren, sind tote Einfriedigungen 

entlang des öffentlichen Verkehrsraums nur bis 1 m Höhe und in Form von Natursteinen, Holz-, Stahl- 
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oder Drahtgeflechtzäunen zulässig. Diese sind zu hinterpflanzen, wobei gebietsheimische Gehölze zu 

bevorzugen sind. 

g. Gestaltung von Stellplätzen und Zufahrten 
Das Festsetzen wasserdurchlässiger Beläge für Stellplätze und Zufahrten trägt zur Minimierung des Ein-

griffs in den Naturhaushalt bei. 

h. Müllbehälter 
Frei stehende Standorte von Müllbehältern sind aus stadtgestalterischen Gründen an drei Seiten zu be-

grünen. 

i. Höhenlage der Grundstücke sowie Aufschüttungen und Abgrabungen  
Der natürliche Geländeverlauf soll so wenig wie möglich verändert werden. In letzter Zeit wurde bei 

Bauvorhaben vermehrt festgestellt, dass erhebliche Anschüttungen vorgenommen wurden, um voll-

ständig ebene Grundstücke zu erhalten. Die Höhenunterschiede zu Nachbargrundstücken wurden nicht 

weich abgeböscht, sondern erhalten aufgrund von Stützmauern auf der Grenze eine harte und teilweise 

hohe Kante.  

Um den natürlichen Geländeverlauf zu erhalten, die Höhenlage der Grundstücke zu begrenzen, harmo-

nische Übergänge zwischen angrenzenden Flurstücken und dem öffentlichen Straßenraum sowie das 

Einfügen der Gebäude in das Gelände sicherzustellen, werden Festsetzungen zur Höhenlage der Grund-

stücke und zu Aufschüttungen und Abgrabungen getroffen.  

j. Stellplatzsatzung 
Es wird ein Stellplatzschlüssel von 1,5 Stellplätzen pro Wohneinheit festgelegt, da viele Haushalte mehr 

als einen Pkw besitzen. Durch den erhöhten Stellplatzschlüssel wird der öffentliche Verkehrsraum ent-

lastet. Die erforderlichen Stellplätze, die über das übliche Maß der Landesbauordnung von 1 pro 

Wohneinheit hinausgehen, können auch als „gefangene“ Stellplätze nachgewiesen werden. „Gefan-

gene“ Stellplätze sind Stellplätze, die nur über einen anderen Stellplatz angefahren werden können.  

Damit das Erscheinungsbild des Gebietes nicht durch offene Stellplätze bestimmt wird, sind bei Mehr-

familienhäusern ab 4 Wohneinheiten in einer Tiefgarage unterzubringen. Zur besseren Zugänglichkeit 

sind von dieser Regelung Behindertenstellplätze ausgenommen.  

10. Flächenbilanz 

Die geplanten Flächen innerhalb des Geltungsbereichs „Haarwiesen/Geren II – West“ verteilen sich fol-

gendermaßen: 

 

Größe des Plangebiets ca. 7.644 m²   

Wohngebietsfläche 
davon Einzel- und Doppelhäuserbauplätze  
(mit GRZ 0,4) 
davon Mehrfamilienhausbauplätze 
(mit GRZ 0,8 Ausnahmeregelung für erdüberdeckte Tiefgaragen) 

ca. 4.904 m² 
ca. 3.137 m² 
 
ca. 1.767 m² 

  

Grundfläche i. S. d. § 19 (2) BauNVO  ca. 2.668 m² 
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